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ABSCHUB NACH WESTEN 
Die Vertreibungskatastrophen der Reichs- und Volksdeutschen Ost-Mitteleuropas  
Band III/02 
 
 
Widmung und Danksagung 
 
 

>>Die Sprache der Wahrheit ist einfach.<< (Euripides) 

 
 
Diese Dokumentation ist meiner Mutter Elisabeth gewidmet, die im Jahre 1946 aus ihrer 
schlesischen Heimat in Ludwigsdorf, Kreis Hirschberg, vertrieben wurde, und soll an alle 
Reichs- und Volksdeutschen erinnern, die nach dem Zweiten Weltkrieg den Vertreibungskata-
strophen zum Opfer fielen. 
 
 
Mein Dank gilt  
allen Zeitzeugen und Historikern, die diese Dokumentation überhaupt erst ermöglichten. Ihre 
wahrheitsgetreuen Erlebnisberichte und wissenschaftlichen Publikationen haben entscheidend 
dazu beigetragen, daß diese Tragödie der Deutschen niemals in Vergessenheit geraten wird. 
Ich danke außerdem dem Bundesarchiv Koblenz für die Erlaubnis, in dieser Doku-Reihe aus 
den Dokumentationen "Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa" sowie "Vertreibung 
und Vertreibungsverbrechen 1945-1948" zu zitieren. 
 
 
Diese Dokumentation ist besonders meiner Frau Angelika gewidmet, die leider viel zu früh 
von uns gehen mußte. 
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Vorbemerkungen  
 

>>Der Historiker ist ein rückwärts gekehrter Prophet.<< (Friedrich Schlegel) 

In diesem Dokumentarbericht geht es vor allem um die Vertreibungsverbrechen der Sieger-
mächte, die sich während der sog. "Friedenszeit" ereigneten.  
Für die meisten Deutschen ist es sicherlich erstaunlich, aber die Vertreibungskatastrophen der 
Reichs- und Volksdeutschen gehören zweifelsfrei zu den bestdokumentierten Episoden der 
deutschen Geschichte. Das Bundesarchiv Koblenz verfügt z.B. nach jahrzehntelanger Samm-
lungstätigkeit über außergewöhnlich reichhaltige "Ost-Dokumentationen". Diese Archivalien 
sind sowohl quantitativ als auch qualitativ einzigartige Quellen. 
Im Jahre 1950 beauftragte die deutsche Bundesregierung bekannte Historiker, die Flucht und 
Vertreibung der Reichs- und Volksdeutschen wahrheitsgemäß und ausführlich für die Nach-
welt aufzuarbeiten. Das Gesamtwerk wurde schließlich in den Jahren 1954-61 fertiggestellt 
und dem Bundesministerium für Vertriebene übergeben. Diese amtliche "Dokumentation der 
Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa" war im Jahre 1984 erstmalig im Deutschen 
Taschenbuch Verlag (dtv; München) erhältlich und umfaßt insgesamt 8 Bände.  
Wer diese erschütternden Dokumente gelesen hat, wird sicherlich verstehen, warum die deut-
sche Bundesregierung erst nach 30 Jahren einer (unfreiwilligen) Veröffentlichung zustimmte. 
 

>>Ertragt mich, daß ich rede, und danach spottet über mich! ... Kehrt euch her zu mir; ihr 
werdet erstarren und die Hand auf den Mund legen müssen.<< (Hiob 21, 3,5) 

Um die Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa realistisch darzustellen, wurden die 
Ereignisse durch amtliche Dokumentationen, Erlebnisberichte der unmittelbar Betroffenen 
und durch historische Publikationen ergänzt. Die einleitenden Dokumentationen des Bundes-
ministeriums für Vertriebene sollen zunächst einen Überblick über die damalige Situation ver-
mitteln. Die tragischen Ereignisse wurden nach bestem Wissen und Gewissen schlicht und 
sachlich geschildert, wie sie damals wirklich geschehen sind. Besonders grauenvolle Schilde-
rungen wurden grundsätzlich nicht berücksichtigt. 
Vor allem die jüngeren Generationen müssen unbedingt über die gnadenlose Verfolgung der 
Ost- und Volksdeutschen informiert werden, die ihr Leben nicht leben durften oder gewaltsam 
aus ihrer Heimat vertrieben wurden. Wenn die letzten Zeitzeugen, die diese schreckliche Zeit 
erleben mußten, nicht mehr unter uns sind, sollte man wenigstens noch an das unsägliche 
Schicksal der Ost- und Volksdeutschen erinnern.  
Angesichts der ungesühnten Vertreibungsverbrechen ist es unsere christliche Pflicht, nicht nur 
nach Versöhnung, sondern auch nach Gerechtigkeit und Wahrheit zu streben, damit sich ähn-
liche Verbrechen gegen die Menschlichkeit niemals wiederholen.  
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Einleitende Zitate 
 

>>Die Stimme der Wahrheit ist so gellend wie eine Pfauenstimme.<< (Sprichwort) 

Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa (x001/I): >>Die von den Sieger-
mächten auf den Konferenzen von Teheran und Jalta vorgesehene Umsiedlung der deutschen 
Bevölkerung aus den deutschen Ostprovinzen weitete sich in den Jahren 1944 bis 1947 aus 
zur gewaltsamen Vertreibung von über 10 Millionen Deutschen aus Ostpreußen, Schlesien 
und Pommern, aus z.T. alten Siedlungsgebieten in den baltischen Ländern, in Polen und Ruß-
land, Rumänien und Jugoslawien und in Böhmen, Mähren und der Slowakei.  
Zuvor waren schon viele vor der Roten Armee geflohen oder evakuiert worden; andere wur-
den nach dem Einmarsch in sowjetische Arbeitslager verschleppt. ...<< 
Dr. Friedrich Zimmermann (damaliger Bundesminister des Innern) schrieb im Geleitwort der 
Bundesarchiv-Dokumentation "Vertreibung und Vertreibungsverbrechen 1945-48", die 1989 
veröffentlicht wurde (x010/9-10): >>Eine verantwortungsbewußte Verarbeitung des Themas 
Vertreibung braucht den Vorwurf nicht zu scheuen, sie könne das Verhältnis zu anderen Staa-
ten belasten und Entspannung verhindern. Wie könnte Entspannung dauerhaft sein, wenn sie 
das Verschweigen oder die Verfälschung geschichtlicher Ereignisse in Kauf nimmt? Nach 
meiner Überzeugung ist die Aufarbeitung des Vertreibungsgeschehens mit seinen schreckli-
chen Begleiterscheinungen im Interesse der geschichtlichen und politischen Bewußt-
seinsbildung notwendig. 
Vorgänge solchen Ausmaßes dürfen nicht aus dem Bewußtsein eines Volkes verdrängt wer-
den. Findet eine wissenschaftliche Aufarbeitung nicht statt, die sich von unbestechlicher 
Wahrheitsliebe leiten läßt, so entstehen verzerrte Bilder der Vergangenheit und entstellende 
Legenden. Damit ist niemandem gedient. 
Die vorliegende Publikation bietet die Möglichkeit, sich über durch Zeugen belegte Vorgänge 
zu informieren. ... Sie erinnert aber auch an die Achtung vor der Würde der Menschen, die 
stellvertretend für das ganze Volk die schwersten Folgen eines verbrecherisch angezettelten 
Krieges zu tragen hatten.<< 
Ludwig Martin, Generalbundesanwalt a.D., Ehrenvorsitzender der Internationalen Gesell-
schaft für Menschenrechte e.V. bemerkte 1982 im Vorwort des Buches "Vertreibungsverbre-
chen an Deutschen" (x025/III): >>Opfer der "Vertreibungsverbrechen" waren nicht nur NS-
Funktionäre, Parteigenossen und ihre Sympathisanten, sondern die Deutschen schlechthin, 
weil man sie mit den Nazis identifizierte und zu Untermenschen bzw. Nicht-Menschen abqua-
lifizierte, wie etwa Ilja Ehrenburg. Damit erklärte man sie in ähnlicher Weise für vogelfrei, 
wie dies die Nazis hinsichtlich der Juden getan hatten. ...<< 
Der nordamerikanische Völkerrechtler und Historiker Dr. Alfred M. de Zayas berichtete über 
die Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa (x028/33): >>Die westlichen Alliierten 
waren auf die Ausweisung von 2 bis 4 Millionen Reichsdeutschen vorbereitet, niemals aber 
auf die Vertreibung von über 9 Millionen aus Ostpreußen, Pommern, Ostbrandenburg und 
ganz Schlesien.  
Der entscheidende Fehler lag also darin, daß das Prinzip der Bevölkerungsumsiedlung zu weit 
ausgedehnt wurde. Damit war nicht mehr die Rede von der notwendigen Umsiedlung deut-
scher Minderheiten dorthin, woher sie gekommen waren, wie es bei den Befürwortern der 
Umsiedlung oft hieß. Die Deutschen in Ostpreußen stellten in keiner Beziehung eine Minder-
heit dar, und ihre Vorfahren lebten schon Jahrhunderte in Ostpreußen, ehe die Engländer 
Nordamerika kolonisierten.  
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Der Vorschlag, die Ostpreußen sollten an den Rhein zurückgeschickt werden, hätte eigentlich 
für Roosevelt und Eden so unsinnig klingen müssen wie der absurde Vorschlag, die Amerika-
ner wieder nach Großbritannien oder die Briten nach Dänemark und Niedersachsen zurückzu-
schicken. ...<< 
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Die Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa 
 

Vertreibungspläne und politische Vereinbarungen der Siegermächte, internationale 
Pressemeldungen sowie sonstige Publikationen von 1938 bis Juli 1944 

>>Das rechte Maß zu wissen, ist höchste Kunst.<< (Heraklit) 

29.09.1938  
Als Großbritannien, Frankreich und Italien am 29. September 1938 dem Anschluß des Sude-
tenlandes an das Deutsche Reich zustimmen ("Münchener Abkommen"), atmet ganz Europa 
auf. Der Frieden ist scheinbar gerettet, denn Hitler beteuert, daß er nach Abtretung der sude-
tendeutschen Gebiete keine weiteren Gebietsforderungen stellen wird.  
In München finden damals große Freudenkundgebungen statt. Die Briten und Franzosen be-
reiten ihren Ministerpräsidenten ebenfalls begeisterte Friedensfeiern.  
Die Menschen freuen sich aber leider zu früh, denn Hitler denkt in jenen Tagen keinen Au-
genblick daran, die vertraglichen Zusagen des Münchener Abkommens einzuhalten.  
Dezember 1938  
Nach dem Münchener Abkommen erörtern Dr. Benesch (Präsident der tschechoslowakischen 
Exilregierung) und der spätere Minister Ripka erstmalig die Ausweisung der Sudetendeut-
schen, die nach dem Kriegsende erfolgen soll (x025/95). 
12.03.1939  
Nach Konflikten zwischen der Prager Regierung und den Slowaken beschließt Hitler die Zer-
schlagung der Tschechoslowakei (x041/97). 
15.03.1939  
Der tschechische Präsident Emil Hacha unterschreibt einen Vertrag über die Schaffung des 
"Reichsprotektorats Böhmen und Mähren".  
Die Tschechoslowakei wird anschließend kampflos besetzt ("Prager Coup"), weil die gutaus-
gerüstete tschechische Armee erstaunlicherweise keinen Widerstand leistet und sofort bedin-
gungslos kapituliert.  
17.03.1939  
Trotz der gewaltsamen Besetzung der Tschechoslowakei erläutert der britische Premiermini-
ster Chamberlain am 17. März 1939 in Birmingham, "daß die in den Pariser Verträgen festge-
legten Grenzen ungerecht gewesen seien" (x028/56). 
31.03.1939  
England und Frankreich beenden nach der Nichtbeachtung des Münchner Abkommens am 31. 
März 1939 ihre Appeasement-Politik gegenüber Hitler und geben Garantieerklärungen ("Blan-
koschecks") für die Unabhängigkeit Polens ab (x041/97).  
Neville Chamberlain (1869-1940, britischer Ministerpräsident) gibt der polnischen Regierung 
z.B. die Zusicherung, England werde Polen sofort Waffenhilfe gewähren, wenn Polen sich 
genötigt sehen sollte, die polnischen Streitkräfte gegen eine äußere Bedrohung einzusetzen 
(x069/175).  
17.04.1939  
Der sowjetische Botschafter leitet am 17. April 1939 weitere sowjetisch-deutsche Annähe-
rungsversuche ein.  
18.04.1939  
In Moskau führt Stalin am 18. April 1939 Bündnisverhandlungen mit den Briten und Franzo-
sen (britisch-französisch-sowjetischer "Dreibund").  
Stalin stellt jedoch bewußt unannehmbare Forderungen (z.B. Übernahme der baltischen Staa-
ten und das sowjetische Durchmarschrecht für Polen und Rumänien), so daß die Verhandlun-
gen später ergebnislos abgebrochen werden (x069/176). 
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Stalin läßt das "geheime Doppelspiel" danach jedoch monatelang fortsetzen (x041/97). 
03.05.1939  
Nach der antideutschen Rede des polnischen Außenministers Beck wird klar, daß die polni-
sche Regierung einen deutsch-polnischen Krieg erwartet und Kriegsvorbereitungen trifft 
(x104/277).  
23.05.1939  
Nachdem Hitler die Oberbefehlshaber der Wehrmacht zur strengsten Geheimhaltung ver-
pflichtet hat, kündigt er am 23. Mai 1939 den Krieg gegen Polen an (x256/155, x023/238): 
>>... Weitere Erfolge können ohne Blutvergießen nicht mehr errungen werden. Danzig ist 
nicht das Objekt, um das es geht. Es handelt sich um die Erweiterung des Lebensraumes im 
Osten und Sicherstellung der Ernährung, sowie um die Lösung des Baltikum-Problems. 
Zwingt uns das Schicksal zur Auseinandersetzung mit dem Westen, ist es gut, einen größeren 
Ostraum zu besitzen. ... 
Es bleibt der Entschluß, bei erster passender Gelegenheit Polen anzugreifen. An eine Wieder-
holung der Tschechei ist nicht zu glauben. Es wird zum Kampf kommen. Aufgabe ist es, Po-
len zu isolieren. Das Gelingen der Isolierung ist entscheidend. ...<< 
>>... Wir müssen, wenn bei polnischem Krieg England angreifen will, blitzartig Holland an-
greifen. Erstrebenswert ist es, eine neue Verteidigungslinie mit holländischem Gebiet bis Zui-
dersee zu gewinnen. ... Es handelt sicht nicht mehr um Recht oder Unrecht, sondern um Sein 
oder Nichtsein von 80 Millionen Deutschen.<< 
Juni 1939  
Die französisch-britischen Garantieerklärungen (März/April 1939) fördern den polnischen 
Nationalismus und die nationale Begeisterung, so daß sich in Polen im Juni 1939 eine gefähr-
liche Kriegsstimmung entwickelt. Nicht wenige Polen feiern bereits ihr polnisches Großreich.  
Polnische Nationalisten schätzen das polnisch-deutsche Kräfteverhältnis oftmals völlig falsch 
ein. Sie halten die deutsche Wehrmacht für einen großen Bluff und sprechen vom "Marsch auf 
Berlin" (x025/183). 
Abgesandte bzw. Beobachter der britischen Regierung registrieren im Juni 1939 in einem Ge-
heimbericht, der erst 1979 veröffentlicht wird, ein riskantes, aber wohlüberlegtes Vorgehen 
der polnischen Staatsführung (x025/183).  
Dieser Geheimbericht schildert nicht nur den verbreiteten Chauvinismus und Antisemitismus 
der polnischen Bevölkerung, sondern er informiert auch über bereits vorhandene Annexions- 
und Vertreibungspläne der polnischen Regierung, die man nach dem erwarteten "allgemeinen 
Krieg" realisieren will. 
Juli 1939  
Die polnische Zeitung "Dziennik Poznanski" (Posener Tageblatt) veröffentlicht im Juli 1939 
eine Landkarte, in der Polen sämtliche "slawischen Gebiete" zwischen Oder und Elbe bean-
sprucht (x025/178). 
19.08.1939  
Die Sowjetunion und das NS-Regime schließen in Moskau einen Wirtschaftsvertrag.  
Durch diesen deutsch-sowjetischen Wirtschaftsvertrag werden die sowjetischen Rohstoffliefe-
rungen erheblich gesteigert, so daß die spätere britische Blockade zunächst weitgehend wir-
kungslos bleibt (x051/125).  
Stalin will den unausweichlichen Kampf gegen das NS-Regime erst in der "günstigsten 
Kriegsphase" beginnen.  
Stalin ("der lachende Dritte") kündigt am 19.08.1939 an (x090/279): >>... Daß die UdSSR in 
einem Krieg zwischen den "Imperialisten" als letzte Macht eingreifen werde ...<<  
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23.08.1939  
Reichsaußenminister Joachim von Ribbentrop und der sowjetische Außenminister Molotow 
unterzeichnen in Moskau den deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt.  
Dieser deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt gibt Hitler endlich die erforderliche Rückendek-
kung, um seine Kriegspläne zu verwirklichen.  
Obwohl die Sowjetunion bereits monatelang Bündnisverhandlungen mit den Westmächten 
führt, schließen die vermeintlichen Todfeinde Hitler und Stalin "völlig überraschend" einen 
deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt ab ("die übrige Welt reagiert völlig sprachlos").  
Hitler und Stalin legen in einem geheimen Zusatzprotokoll die "neuen Grenzen" Osteuropas 
fest. Estland, Lettland, Bessarabien und Polen (östlich der Flüsse Pissa, Narew, San und 
Weichsel) werden der UdSSR zugeschanzt, während Litauen und Westpolen an das Deutsche 
Reich fallen sollen (x041/98).  
Japan reagiert nach dem deutsch-sowjetischen Bündnis verunsichert und rückt vom NS-
Regime ab, so daß Stalin zusätzliche Zeit gewinnt, um die radikale Neuorganisation der Roten 
Armee zu beenden.  
01.09.1939  
Nach einem blutigen Grenzzwischenfall, der von deutschen SS-Sondereinheiten inszeniert 
wird, beginnt am 1. September 1939 um 4.45 Uhr (Beschießung der Westerplatte) - ohne vor-
herige Kriegserklärung - der überfallartige deutsche Angriff gegen Polen ("Fall Weiß").  
Nach dem deutschen Überfall (die Angreifer treffen auf eine kampfbereite polnische Armee) 
verkündet der polnische Staatspräsident Moscicki (x064/136-137): >>Bürger!  
Diese Nacht hat unser Erbfeind Angriffshandlungen gegen den polnischen Staat begonnen. Ich 
stelle das vor Gott und der Geschichte fest. ...<<  
03.09.1939  
Botschafter Henderson überreicht das "letzte britische Ultimatum" (x059/92): >>Wenn nicht 
bis 11 Uhr vormittags das Feuer gegen Polen eingestellt worden ist, befindet sich England mit 
Deutschland im Kriegszustand.<<  
Als Hitler diese Nachricht erhält, reagiert er völlig überrascht, denn Außenminister Ribben-
trop hatte eine britische Kriegserklärung stets ausgeschlossen (x069/177).  
Der deutsche Chefdolmetscher des Auswärtigen Amtes, Dr. Schmidt, berichtet am 3. Septem-
ber 1939 über die Reaktion der NS-Führung nach Übergabe des britischen Ultimatums 
(x243/68): >>... Ich blieb in einiger Entfernung vor Hitlers Tisch stehen und übersetzte ihm 
dann langsam (das soeben übergebene) Ultimatum der britischen Regierung. Als ich geendigt 
hatte, herrschte völlige Stille. ...  
Wie versteinert saß Hitler da und blickte vor sich hin. (Dann) wandte er sich Ribbentrop zu, 
der wie erstarrt am Fenster stehen geblieben war.  
"Was nun?" fragte Hitler seinen Außenminister mit einem wütenden Blick. ... 
Im Vorraum herrschte Totenstille. Göring drehte sich zu mir um und sagte: "Wenn wir diesen 
Krieg verlieren, dann möge uns der Himmel gnädig sein!" 
Goebbels stand (im Vorraum und wirkte) ... niedergeschlagen. ...<< 
Um 11.30 Uhr lehnt Hitler per Memorandum das britische Ultimatum ab. Nach Ablauf des 
Ultimatums überreicht Frankreich um 12.30 Uhr die Kriegserklärung. Australien, Neuseeland 
und Indien geben ebenfalls noch am selben Tag ihre Kriegserklärung ab, während der Irische 
Freistaat seine Neutralität erklärt (x033/11). 
Um 14.30 Uhr informiert Hitler die Bevölkerung in einer Rundfunkansprache über den 
Kriegszustand des Reiches mit Großbritannien und Frankreich.  
17.09.1939  
Die Sowjetunion greift in den Krieg gegen Polen ein.  
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Als der deutsch-polnische Krieg fast entschieden ist, greifen sowjetische Truppen die ostpol-
nische Grenze an. Am 17. September 1939 marschieren 2 sowjetische Heeresgruppen (die 
Ukrainische und die Weißrussische Front) in Ostpolen ein, während sich die deutschen Trup-
pen vereinbarungsgemäß auf die Narew-Weichsel-San-Linie zurückziehen.  
Die polnische Regierung flüchtet nach Rumänien, wird dort vorübergehend interniert und fin-
det später Zuflucht in London.  
In Moskau erklärt Stalin (x064/140): >>... Der polnische Staat und seine Regierung haben 
aufgehört zu existieren. ...<< 
09.02.1940  
Churchill versichert der NS-Führung (x024/111): >>Wir lehnen jeden Versuch von außen ab, 
Deutschland zu zerstückeln. Wir sind nicht auf Demütigung oder Verstümmelung ihres Lan-
des aus. Wir wünschen aus ganzem Herzen, Sie ohne Verzögerung in die friedliche Zusam-
menarbeit zivilisierter Nationen einzubeziehen.<< 
18.11.1940  
Der Exilpolitiker Benesch schreibt am 18. November 1940 in einem Bericht für die tschechi-
sche Widerstandsbewegung, daß man nicht "naiverweise" annehmen dürfe, "drei Millionen 
Deutsche zu vernichten oder auszutreiben"; die Umsiedlung von einer Million Sudetendeut-
schen wäre schon ein "ungeheurer Erfolg und eine starke Sicherung unseres Staates" 
(x020/061). 
06.01.1941  
In seiner Jahresbotschaft an den US-Kongreß erläutert US-Präsident Roosevelt den "europäi-
schen Demokratien" die sog. "menschlichen Freiheiten" (x058/376): >>Für künftige Tage, die 
wir in Sicherheit gestalten wollen, erhoffen wir eine Welt, die auf vier wesentlichen menschli-
chen Freiheiten gegründet ist:  
Die erste ist die Freiheit der Rede und ihr Ausdruck überall in der Welt.  
Die zweite ist die Freiheit für jeden Menschen, Gott auf seine Art überall in der Welt zu ver-
ehren.  
Die dritte ist die Freiheit von Not; die bedeutet, übertragen auf weltweite Bedingungen, das 
wirtschaftliche Verständnis, daß jeder Nation ein gesundes und friedliches Leben für ihre Be-
wohner überall in der Welt sichert.  
Die vierte ist die Freiheit von Furcht; dies bedeutet, übertragen auf weltweite Bedingungen, 
eine weltweite Verminderung der Rüstungen ...<<  
27.03.1941  
In Washington wird am 27. März 1941 für den Fall einer Kriegsbeteiligung der USA die 
grundlegende strategische nordamerikanisch-britische Konzeption "Germany first" - danach 
Japan - festgelegt (x041/109). 
30.03.1941  
Hitler teilt den höheren Wehrmachtsbefehlshabern am 30. März 1941 mit, daß der Rußland-
feldzug ein rassenideologischer Vernichtungskrieg werden wird.  
In diesem Vernichtungskrieg sollen bisherige völker- und kriegsrechtliche Normen nicht be-
achtet werden (x033/163): >>... (Daher müsse die deutsche Wehrmacht in diesem Feldzug) 
vom Standpunkt des soldatischen Kameradentums abrücken. (Es handele sich um einen) Ver-
nichtungskampf ...<<  
06.04.1941  
Da der italienische Griechenland-Feldzug kläglich gescheitert ist und die griechischen Trup-
pen bereits nach Albanien vorstoßen, beginnt um 5.15 Uhr der Balkanfeldzug ("Marita") ge-
gen Jugoslawien und Griechenland.  
Jugoslawien schließt nach dem deutschen Angriff einen Freundschaftsvertrag mit der UdSSR 
ab, der auf den 5.04.1941 vordatiert wird (x040/66).  
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Bei diesen Verhandlungen schlägt Stalin vor, in den jugoslawischen Bergen und Wäldern ei-
nen Guerilla-Krieg zu organisieren, um die deutschen Truppen möglichst lange aufzuhalten.  
17.04.1941  
Die jugoslawischen Truppen kapitulieren. 344.000 jugoslawische Soldaten geraten in deut-
sche Kriegsgefangenschaft (x040/69).  
Die jugoslawische Regierung (Simovic und König Peter II.) flüchtet rechtzeitig nach London.  
Nach der Niederlage muß Jugoslawien die Süd-Batschka und das Donau-Drau-Dreieck an die 
"Siegermacht" Ungarn abtreten. Kroatien überläßt Italien die dalmatischen Küstengebiete. In 
Serbien errichten die Deutschen ein Protektorat, während Montenegro italienisches Besat-
zungsgebiet wird, so daß 3 "jugoslawische Teilstaaten" entstehen.  
Durch den Balkanfeldzug geht wertvolle Zeit verloren, die später beim deutsch-sowjetischen 
Ostkrieg fehlt. Der erbitterte jugoslawische Widerstand verzögert den deutschen Angriff ge-
gen die UdSSR um mehrere Wochen. Diese Verzögerung wird sich im Ostkrieg 1941/42 ver-
hängnisvoll auswirken. In Jugoslawien und Griechenland werden außerdem jahrelang starke 
deutsche Truppenverbände gebunden. 
Anfang Mai 1941  
Der deutsche Journalist und Geheimagent Richard Sorge (1895-1944, in Japan hingerichtet) 
informiert die Sowjets über die deutschen Angriffsvorbereitungen gegen die Sowjetunion. 
Sorge verschätzt sich bei dem voraussichtlichen deutschen Angriffstermin nur um 2 Tage 
(x030/327).  
22.06.1941  
Um 3.15 Uhr beginnt der deutsche Überraschungsangriff gegen den sowjetischen Bündnis-
partner von 1939 (Napoleon hatte den Rußlandfeldzug "rein zufällig" am 22.06.1812 eröff-
net).  
Während die Bündnispartner Italien und Rumänien rechtzeitig Kriegserklärungen abgeben, 
untersagt Hitler ausdrücklich, die Abgabe der üblichen Kriegserklärung.  
Mit dem "Unternehmen Barbarossa" beginnt am 22. Juni 1941 ein gnadenloser Vernichtungs-
feldzug gegen die Sowjetunion. 
24.06.1941  
Nach dem deutschen Überraschungsangriff gegen die UdSSR begrüßt Churchill die neuen 
Verbündeten und verspricht großzügige Hilfslieferungen.  
Aufgrund des Leih- und Pachtgesetzes vom 11. März 1941 unterstützt Nordamerika auch die 
Sowjetunion. Schon 2 Tage nach dem deutschen Angriff gegen die UdSSR kündigt US-
Präsident Roosevelt den Sowjets Hilfslieferungen an und vergibt große Staatsaufträge an die 
nordamerikanische Rüstungsindustrie.  
12.07.1941 
Die Sowjets und Briten beschließen militärische Vereinbarungen.  
Das britisch-sowjetische Militärabkommen verbietet jeglichen Separatfrieden oder Waffen-
stillstand mit dem NS-Regime (x040/85). 
Dieser Militärpakt wird am 26.05.1942 erweitert (Dauer: 20 Jahre). Zur Entlastung der Ost-
front verlangt Stalin z.B. auch Luftangriffe gegen deutsche Städte (x054/223). 
16.07.1941  
In London zitieren die "Sozialistischen Nachrichten" den CSR-Politiker Ripka (x004/39): 
>>Es wird notwendig sein, mit allen angemessenen Mitteln, evtl. auch durch eine organisierte 
Anwendung des Prinzips der Umsiedlung von Bevölkerungen, Deutschland an dem Miß-
brauch seiner nationalen Minoritäten für seine pangermanischen Ziele zu hindern. ...<< 
30.07.1941  
Sowjetisch-polnisches Abkommen in London (x039/226).  
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Die Sowjetunion erklärt die deutsch-sowjetischen Verträge von 1939 für hinfällig, lehnt die 
Anerkennung der sowjetisch-polnischen Grenzen von 1921 jedoch ab. 
Die US-Regierung erklärt sich bereit, die UdSSR mit umfangreichen Kriegsmaterial-Lie-
ferungen zu unterstützen (x040/88).  
Bereits 7 Tage später treffen die ersten US-Panzer, Geschütze und anderes Kriegsmaterial in 
der UdSSR ein.  
14.08.1941 
Die westlichen Alliierten (Roosevelt und Churchill) legen gemeinsame Kriegsziele fest und 
veröffentlichen die "Atlantik-Charta" (x058/376): >>Der Präsident der Vereinigten Staaten 
und Premierminister Churchill als Vertreter der britischen Regierung haben es auf ihrer Zu-
sammenkunft als zweckmäßig erachtet, gewisse gemeinsame Grundsätze der Politik ihrer bei-
den Länder bekanntzugeben, Grundsätze, auf denen sie eine bessere Zukunft der Welt aufzu-
bauen hoffen:  
1. Ihre Länder suchen keinen Gewinn, weder territorialer noch anderer Natur.  
2. Sie streben keine territorialen Veränderungen, die nicht mit den frei zum Ausdruck ge-
brachten Wünschen der betroffenen Völker übereinstimmen.  
3. Sie respektieren das Recht aller Völker, die Regierungsform zu wählen, unter der sie leben 
wollen, und es ist ihr Wunsch, daß souveräne Rechte und eine autonome Regierung allen de-
nen zurückgegeben werden, denen sie entrissen worden sind.  
4. Sie werden sich bemühen, unter voller Beachtung ihrer bestehenden Verpflichtungen, für 
alle Staaten, groß oder klein, Sieger oder Besiegte, zu gleichen Bedingungen besseren Zugang 
zum Handel und zu den Rohstoffen der Welt zu schaffen, die zum wirtschaftlichen Wohlstand 
der Staaten benötigt werden. ...  
6. Nach der endgültigen Vernichtung der Tyrannei hoffen sie, daß ein Friede geschlossen wer-
de, in dessen Rahmen allen Nationen die Möglichkeit gegeben wird, innerhalb ihrer Grenzen 
in Sicherheit zu leben und der die Gewähr dafür bieten wird, daß alle Menschen in allen Län-
dern ihr Leben frei von Furcht und Not führen können. ... 
8. Sie glauben, alle Völker der Welt müssen aus realpolitischen und aus geistigen Gründen auf 
die Anwendung von Gewalt verzichten. ...<<  
September 1941 
Exilpräsident Benesch fordert im September 1941 öffentlich die Ausweisung der Sudeten-
deutschen (x024/107): >>... Wenn die Frage sorgfältig erwogen und rechtzeitig gründlich vor-
bereitet wird, kann die Übersiedlung schonend und unter angemessenen, humanen Bedingun-
gen durchgeführt werden, und zwar unter internationaler Überwachung und mit internationaler 
Unterstützung.<< 
04.12.1941  
Die polnische Exilregierung (General Sikorski) schließt in Moskau einen polnisch-sowjet-
ischen Freundschafts- und Beistandspakt ab (x040/108). 
07.12.1941  
Die japanische Luftwaffe fliegt am 7. Dezember 1941 zwei Überraschungsangriffe gegen den 
US-Pazifik-Flottenstützpunkt Pearl Harbor.  
Mit diesem überraschenden Angriff eröffnet Japan den Krieg gegen die Vereinigten Staaten 
von Nordamerika. Die eigentlichen Hauptangriffsziele, die 3 großen US-Flugzeugträger der 
Pazifikflotte, sind jedoch nicht mehr im Hafen. Bei diesen Angriffen verlieren die Nordameri-
kaner mindestens 5 große Schlachtschiffe und 188 Flugzeuge. 2.403 US-Soldaten werden ge-
tötet. Die japanischen Verluste betragen: 55 Soldaten und 29 Flugzeuge (x040/109). 
11.12.1941  
Hitler, der sich trotz der amerikanischen Neutralitätsverletzungen lange bemüht hat, den Ame-
rikanern keinen Kriegsvorwand zu geben, eröffnet mit seiner Kriegserklärung an die USA 
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völlig überraschend den Zweiten Weltkrieg, um Japan für den deutsch-sowjetischen Ostkrieg 
zu gewinnen.  
Für das Deutsche Reich besteht keine vertragliche Verpflichtung, denn das deutsch-japanische 
Beistandsabkommen (über eine gemeinsame Kriegsführung) sollte nur gelten, falls Nordame-
rika angreifen würde.  
Churchill erklärt am 11. Dezember 1941 nach Hitlers Kriegserklärung (x025/126): >>... (Er 
wolle den Deutschen) eine Lektion erteilen, die auch in 1.000 Jahren nicht vergessen sein wird 
...<< 
Churchill schreibt später über den amerikanischen Kriegseintritt (x055/369): >>... Eine Be-
merkung Sir Edward Greys (britischer Außenminister von 1905-16) ... fiel mir ein, in der er 
die Vereinigten Staaten mit einem "gigantischen Dampfkessel" verglich. Wenn er erst einmal 
angeheizt ist, werden der von ihm entwickelten Kraft, keine Grenzen gesetzt sein. Übersättigt 
von Aufregung und Gefühlsstürmen, ging ich zu Bett und schlief dankbar den Schlaf des Ge-
retteten.<<  
13.01.1942  
Polen, die Tschechoslowakei und 7 weitere Vertreter von besetzten Staaten unterzeichnen in 
London die "Allied Declaration on German War Crimes" (x044/191): >>In Anbetracht des-
sen, daß Deutschland seit Beginn des Krieges in den besetzten Ländern ein Terrorregime er-
richtet hat, besonders gekennzeichnet durch ... Massenvertreibungen, ... betrachten die Unter-
zeichneten als eines ihrer grundsätzlichsten Kriegsziele die Bestrafung ... der für diese 
Verbrechen Verantwortlichen. ...<< 
20.02.1942 
In einer Studie des britischen Außenministeriums wird am 20. Februar 1942 die Abtretung 
von sudetendeutschen Gebieten (mit einer deutschen Bevölkerung von rund 500.000) vorge-
schlagen, um den deutschen Bevölkerungsanteil in der Tschechoslowakei zu verringern. 
In dieser Studie heißt es z.B. (x150/9): >>Sollte überhaupt eine Aussiedlung von Deutschen 
ins Auge gefaßt werden, so ließ es die geographische und ethnographische Situation der 
Tschechoslowakei am ehesten geraten erscheinen, die schmale 'Taille' des Landes durch die 
Verstärkung des slawischen Bevölkerungsanteils in Mähren zu festigen. ...<< 
05.06.1942 
Dr. Benesch fordert am 5. Juni 1942, die "sudetendeutsche Frage" endgültig zu klären (x025/-
95): >>... Ein weiteres und ein brennendes Problem ist, wie wir die Deutschen loswerden sol-
len. Selbst glaube ich, daß es möglich sein wird, sich etwa 2 Millionen Deutscher zu entledi-
gen. Das Problem wird sehr schwer sein. Am besten wird sein, es via facti (militärisch) zu 
erledigen, sonst durch Übereinkommen. Alle jungen Deutschen bis zu einem bestimmten Al-
ter müssen weg ...<<  
Jan Masaryk (exil-tschechoslowakischer Außenminister) verlangt ebenfalls am 5. Juni 1942, 
daß die Sudetendeutschen ausgewiesen werden sollen (x039/226). 
Wenzel Jaksch, ein emigrierter sudetendeutscher Sozialdemokrat, warnt später vor den Folgen 
der angedrohten Vertreibung seiner Landsleute (x004/39,43): >>Wir müssen uns aber der Tat-
sache bewußt sein, daß es sich wirklich um die Bestrafung vieler tausend Nazisten und Fa-
schisten aller Volksgruppen handeln wird. ... Der Präsident und die tschechoslowakische Re-
gierung wollen keine Schuldigen aus irgendeinem Lager begnadigen. Sollen alle erschlagen 
werden? Sollen große Gefängnisse oder lebenslängliche Konzentrationslager für sie alle er-
richtet werden? Oder ist es besser, daß sie alle für immer fortgehen? ...<<  
>>... Die Frage des Transfers kann ... nicht ausschließlich eine tschechoslowakische Frage 
sein. Es ist eine solche von gemeinsamer europäischer Bedeutung, die nicht nur die Tschecho-
slowakei, sondern auch viele andere Staaten betrifft, und sie kann daher als internationales 
Problem angesehen werden, das bei der abschließenden Regelung der europäischen Nach-
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kriegsverhältnisse berücksichtigt werden muß. ...<< 
07.07.1942 
Der britische Außenminister Eden billigt am 7. Juli 1942 das "Vertreibungsprogramm der 
Tschechen".  
Benesch wird danach von Eden informiert (x151/05): >>... (daß) seine Kollegen mit dem 
Prinzip der Umsiedlungen einverstanden seien. ...<< 
Das britische War Cabinet schlägt am 7. Juli 1942 vor, die deutschen Minderheiten nach dem 
Krieg aus Ost- und Südosteuropa zu "transferieren" (x020/55): >>... dort wo es notwendig und 
wünschenswert erscheint ...<< 
Außenminister Eden beauftragt anschließend das britische Foreign Office mit der Ausarbei-
tung von "Umsiedlungsplänen". Die britischen Experten ermitteln später eine Zahl von maxi-
mal 7,0 Millionen Ostdeutschen, die im Westen aufgenommen werden können.  
17.10.1942   
Die polnische Exilregierung verabschiedet in London einen Beschluß über die Bestrafung der 
deutschen Kriegsverbrechen, die in Polen begangen werden (x044/191): >>Handlungen, die 
den Tod, Qualen, Deportationen oder Bevölkerungsumsiedlungen bewirkt haben, werden mit 
lebenslänglicher Haft oder mit dem Tode bestraft ...<<  
13.11.1942  
Dr. Benesch erklärt am 13. November 1942 vor dem tschechischen Exilstaatsrat, daß ein grö-
ßerer oder kleinerer Teil der Sudetendeutschen in der Tschechoslowakei verbleiben soll 
(x004/43). 
05.12.1942 
Bei einem Vortrag in England (Universität Manchester) informiert Dr. Benesch über die ge-
plante Ausweisung der Sudetendeutschen (x028/55): >>Umsiedlungen sind eine schmerzhafte 
Operation. Sie führen zu vielen kleineren Ungerechtigkeiten. Die Verfasser der Friedensrege-
lung können sich nur dann einverstanden erklären, wenn die Umsiedlungen human organisiert 
und international finanziert werden.<< 
25.01.1943  
Im Verlauf der Konferenz von Casablanca (vom 14. bis zum 25.01.1943) vereinbaren Roose-
velt und Churchill, auf Sizilien zu landen. Bei der abschließenden Presseerklärung verkündet 
Roosevelt, daß nur noch eine vollständige militärische und staatlich-politische Kapitulation - 
"Unconditional Surrender" - der Deutschen in Frage kommen würde (x069/188). Jeder Waf-
fenstillstand (auch mit einer "neuen" deutschen Regierung, nach einem Sturz Hitlers) wird 
strikt ausgeschlossen (x041/123).  
Nach der Konferenz von Casablanca ist es für das NS-Regime endgültig zu spät, den Krieg 
durch politische Lösungen zu beenden (x084/40). Diese vollständige militärische und staat-
lich-politische Kapitulationsforderung verlängert den Zweiten Weltkrieg unnötig, fordert un-
zählige sinnlose Opfer und unterstützt letzten Endes Stalins Expansionspläne. 
Die bedingungslose Kapitulationsforderung der westlichen Alliierten wird ferner von der NS-
Propaganda bis zum Kriegsende unermüdlich eingesetzt, um den Durchhaltewillen und die 
Kampfbereitschaft der Deutschen zu steigern. 
15.03.1943  
Der US-Sonderbeauftragte Harry Hopkins berichtet am 15. März 1943 über eine Besprechung 
mit US-Präsident Roosevelt und Außenminister Eden (x028/32-33,62): >>Der Präsident sag-
te, er glaube, wir sollten Anordnungen treffen, um die Preußen aus Ostpreußen auf die gleiche 
Weise zu entfernen, wie die Griechen nach dem letzten Krieg aus der Türkei entfernt wurden; 
wenn es sich auch um eine harte Maßnahme handelt, ist es doch der einzige Weg, den Frieden 
zu bewahren, und den Preußen kann man auf keinen Fall trauen. ...<< 
>>... Polen will Ostpreußen haben und der Präsident und Eden sind beide der Meinung, Polen 



 13 

soll es erhalten. Eden sagte, die Russen sind insgeheim einverstanden, aber nicht bereit, ihre 
Zustimmung den Polen mitzuteilen, weil sie es als ein Handelsobjekt für die Friedenskonfe-
renz sähen. ...<< 
12.05.1943  
Während eines Gespräches zwischen US-Präsident Roosevelt und Dr. Benesch behauptet Be-
nesch am 12. Mai 1943, daß Stalin mit der Vertreibung der Sudetendeutschen einverstanden 
wäre.  
Der nordamerikanische Präsident billigt zwar die von Benesch geplanten "Umsiedlungsmaß-
nahmen", gibt damals aber noch keine verbindliche Ausweisungzustimmung ab (x020/62).  
07.06.1943  
Bei seinem Staatsbesuch in Washington bemüht sich Dr. Benesch am 7. Juni 1943, die So-
wjetunion und Stalin als vertrauensvolle Bündnispartner darzustellen.  
US-Präsident Roosevelt soll während des Treffens angeblich der Umsiedlung (von Teilen der 
sudetendeutschen Bevölkerung) zugestimmt haben. Alle aktiven nationalsozialistischen und 
"großdeutsch" gesinnten Elemente (illoyale Volksdeutsche) sollen demnach radikal umgesie-
delt werden (x028/31). 
Für seine "Bemühungen und Lobreden" erhält Benesch einige Tage später die sowjetische 
"Vertreibungszustimmung".  
09.11.1943 
Die Alliierten gründen in Washington die UNRRA (eine Unterstützungs- und Hilfsorganisati-
on für die "befreiten Völker").  
Nach dem Kriegsende betreut die UNRRA "Displaced Persons" (ausländische Fremdarbeiter, 
internationale Flüchtlinge und Verschleppte).  
Die vertriebenen Ost-, Reichs- und Volksdeutschen erhalten in den ersten Nachkriegsmonaten 
jedoch keine Betreuung und Hilfe, weil sie angeblich keine "Displaced Persons" sind und 
nicht zu den befreiten Völkern gehören (x040/191). 
01.12.1943 
Während der Konferenz von Teheran (vom 28.11. bis zum 1.12.1943) einigen sich die "Gro-
ßen Drei" (Premierminister Churchill, US-Präsident Roosevelt und Regierungschef Stalin) 
bereits grundsätzlich über die politische Zukunft und das wirtschaftliche Schicksal des Deut-
schen Reiches. Es werden außerdem verbindliche Vereinbarungen über die Invasion der west-
lichen Alliierten getroffen.  
Churchill und Roosevelt vertreten die Meinung, daß Polen auf alle Fälle stark sein müsse. Die 
polnischen Grenzen sollen deshalb zu Lasten Deutschlands nach Westen verschoben werden, 
um Polen zu entschädigen. Nachdem man die Curzon-Linie (die schon im Dezember 1919 
festgelegt wurde) als künftige polnische Ostgrenze vereinbart hat, schlägt Stalin die Oder-
Linie als polnische Westgrenze vor (x041/124). Stalin fordert danach die ostpreußischen Ge-
biete um Königsberg für die UdSSR.  
Der britische Premierminister Churchill erklärt während der Konferenz von Teheran (x028/-
63): >>... Polen könnte sich nach Westen verlagern, wie Soldaten, die seitlich wegtreten. Falls 
es dabei auf "einige deutsche Zehen" trete, könne man das eben nicht ändern ...<<  
Mit Hilfe von 3 Streichhölzern, die er nach Westen fallen läßt, demonstriert Churchill an-
schließend die westliche Verlagerung Polens. Für dieses berühmt-berüchtigte "Streichhölz-
chenspiel" ("Nimm von 3 Hölzchen das rechte weg und lege es links wieder an") erhält Chur-
chill vor allem von der sowjetischen Delegation großen Beifall (x035/331).  
Von der Lausitzer Neiße, Niederschlesien und Stettin ist in Teheran noch nicht die Rede. Die 
Vorschläge für die Westverschiebung der polnischen Grenzen werden in das offizielle Tehe-
raner Verhandlungsprotokoll aufgenommen.  
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US-Präsident Roosevelt schlägt während der Konferenz von Teheran vor, das Deutsche Reich 
in 5 unabhängige Länder aufzuteilen (x114/1.48): >>Zur Deutschlandfrage übergehend, sagte 
der Präsident, die Frage sei, ob man Deutschland aufteilen solle oder nicht. ... Stalin erwiderte, 
daß sie die Zerstückelung Deutschlands vorzögen. ... Churchill sagte, er sei vollkommen da-
für, aber er sei in erster Linie mehr daran interessiert, Preußen, den bösen Kern des deutschen 
Militarismus, vom Rest Deutschlands getrennt zu sehen.<<  
Der britische Premierminister Churchill verlangt vor allem die Zerschlagung Preußens, um die 
jahrhundertelange Vormachtstellung Österreichs und Ungarns (sog. "Donaukonföderation"; 
mit der Reichshauptstadt Wien) wieder herzustellen. Stalin, der die Vorschläge des US-
Präsidenten unterstützt, lehnt die Neuauflage des "Habsburger Reiches" (Churchills "Lieb-
lingsthema") jedoch entschieden ab.  
Churchills Plan, eine anglo-amerikanische Balkanfront zu errichten, wird von Stalin ebenfalls 
energisch abgelehnt. Als sich Harry L. Hopkins (ein enger Berater des nordamerikanischen 
Präsidenten) ebenfalls gegen die Balkan-Offensive der Amerikaner und Briten ausspricht, 
scheitert Churchills Vorschlag. Hopkins, ein großer Verehrer Stalins, will angeblich die nord-
amerikanisch-sowjetische Zusammenarbeit nicht unnötig gefährden.  
Da Stalin die vorgeschlagene Balkanfront der Briten strikt verweigert, beschließen die Konfe-
renzteilnehmer schließlich, daß die Invasion der Westalliierten ab Mai 1944 in Frankreich 
(Unternehmen "Overlord": Normandie) erfolgen soll (x006/152).  
Roosevelts Sohn berichtet später über die Konferenz von Teheran (x069/190): >>Immer wenn 
der P. M. (Churchill) für unsere Invasion auf dem Balkan eintrat, war es für jedermann im 
Raum ganz augenfällig, was er in Wirklichkeit meinte. Daß es vor allem seine Absicht war, 
bis nach Mitteleuropa vorzustoßen, um die Rote Armee aus Österreich und Rumänien, ja, 
wenn möglich, selbst aus Ungarn herauszuhalten. ...<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtet im Jahre 1961 
über die Konferenz von Teheran (x006/152): >>Stalin hatte sich bereits auf der Konferenz in 
Teheran bei der Beratung der militärischen Pläne der Alliierten für 1944 einer anglo-
amerikanischen Operation auf dem Balkan, die Churchill im Hinblick auf den erwünschten 
Kriegseintritt der Türkei und auch schon aus Besorgnis wegen der Gefahren einer sowjeti-
schen Hegemonie in Südosteuropa befürwortete, entschieden widersetzt. Roosevelt, um Sta-
lins Freundschaft bemüht, auf innenpolitische Rücksichten bedacht und aus prinzipiellen 
Gründen argwöhnisch gegenüber der britischen europäischen Politik, war entschlossen, sich 
nicht in Südosteuropa zu binden, und damit gegen einen Balkanfeldzug oder verstärkte Aktio-
nen im Mittelmeergebiet. ...  
So wurde schließlich auch im Sommer 1944, als nach der erfolgreichen Landung in der Nor-
mandie (6. Juni) die britischen Stabschefs eine Überprüfung der interalliierten Mittelmeerstra-
tegie verlangten, gegen die Fortführung der Offensive in Italien und einen möglichen Über-
gang nach Jugoslawien und Österreich entschieden, da der nordamerikanische Oberbefehlsha-
ber auf der Landung in Südfrankreich (15. August) bestand und Roosevelt auf die Notwendig-
keit einer Einwilligung Stalins hinwies.<< 
Der leichtfertige Verzicht, eine anglo-amerikanische Balkanfront zu errichten, entscheidet 
schließlich vorzeitig das Schicksal des Ostjudentums sowie der Ost- und Volksdeutschen. 
Churchill und Roosevelt wollen es später zwar nicht wahrhaben, aber in Teheran werden die 
Völker Ost-Mitteleuropas bereits an den Kommunismus ausgeliefert. Nach der Konferenz von 
Teheran kann Stalin in aller Ruhe die jahrhundertealten slawischen Expansionspläne verwirk-
lichen. Der "eiserne Vorhang" muß praktisch nur noch heruntergelassen werden. 
Churchill und Roosevelt sind dem verschlagenen Machtpolitiker Stalin in Teheran zu keinem 
Zeitpunkt gewachsen. Stalin erkennt im Verlauf der Teheraner Konferenz, daß Roosevelt und 



 15 

Churchill nicht um Ost-Mitteleuropa kämpfen würden. Arglos, gleichgültig und leichtfertig 
vertrauen sie dem sowjetischen Diktator und lassen ihm sträflicherweise völlig freie Hand.  
Der nordamerikanische Präsident, der den sowjetischen Diktator in seinen Schreiben meistens 
nur "Uncle Joe" nennt, wird damals besonders durch seine persönlichen Berater (Alger Hiss, 
Harry Hopkins, Harry D. White, Henry Morgenthau, Summer Welles und andere) beeinflußt, 
die überwiegend Stalin-Verehrer, kommunistische Spione (wie z.B. US-Diplomat Alger Hiss, 
der später zu 10 Jahren Gefängnis verurteilt wurde) oder deutschfeindliche Politiker waren 
(x025/135).  
Der sowjetische Diktator Stalin, den Milovan Djilas (serbischer Politiker und Schriftsteller; 
jugoslawischer KP-Generalsekretär sowie enger Berater Titos) später als den größten Verbre-
cher der Menschheit bezeichnete, hält den US-Präsidenten Roosevelt für einen gutgläubigen, 
geschwätzigen Politiker bzw. für einen leichtgläubigen Schwächling. 
Als US-Botschafter Bullitt z.B. vor der Teheraner Konferenz erklärt, daß Stalin gewaltsame 
Expansionen in Europa und Asien anstreben würde und Nordamerika als Gegenleistung für 
die militärischen Hilfslieferungen (Lend-Lease-Abkommen) endlich eindeutige sowjetische 
Zusagen verlangen müßte, antwortet der nordamerikanische US-Präsident (x069/190): >>Bill, 
ich bestreite die von Ihnen angeführten Tatsachen nicht, sie stimmen. Ich habe aber so eine 
Ahnung, daß Stalin nicht so ein Typ ist. Harry (Hopkins) sagt, er sei es nicht, und er wolle 
nichts anderes als Sicherheit für sein Land. Wenn ich ihm alles gebe, was ich ihm geben kann, 
und von ihm nichts verlange, dann - Noblesse oblige - (Adel verpflichtet) glaube ich, daß er 
keine Annexionen versuchen, sondern mit mir für eine Welt der Demokratie und des Friedens 
arbeiten wird.<< 
Der britische Außenminister Sir Anthony Eden berichtet über Stalins Verhandlungsgeschick 
in Teheran (x068/249): >>Marschall Stalin war als Unterhändler der zäheste von allen. ... Wä-
re mir erlaubt, eine Mannschaft für eine Konferenz ... zusammenzustellen, Stalin wäre meine 
erste Wahl. Der Mann war selbstverständlich unbarmherzig und kannte seine Wirkung. Er 
sprach nie ein überflüssiges Wort, tobte nie und war nur selten erregt. Zurückhaltend, ruhig, 
erhob er nie die Stimme ...<< 
Robert Conquest schreibt später über Roosevelts naive Einstellung gegenüber Stalins Expan-
sionspolitik (x080/313,334-335): >>Roosevelts Analyse, wenn man sie überhaupt so nennen 
will, war wohl eine der krassesten Fehleinschätzungen, die je einem nordamerikanischen Prä-
sidenten unterlaufen sind. Die subjektiven Eindrücke des völlig uniformierten Hopkins und 
Roosevelts "Gefühl" wurden höher bewertet als Stalins Ruf und alle Erkenntnisse über die 
Sowjetunion, die erfahrene Persönlichkeiten des State Department im Laufe der Jahre gesam-
melt hatten. Stalin hatte einen wichtigen Sieg errungen. ...<< 
>>... Roosevelt verließ die Konferenz mit dem Gefühl, er habe sich gegenüber Stalin durchge-
setzt. ... Auf der Konferenz von Teheran akzeptierten die Westmächte letztlich die von Stalin 
gewünschten sowjetischen Grenzen. Wie Ismay es ausdrückte, erhielt Stalin "genau das, was 
er wollte" ...<< 
Alexander Solschenizyn beurteilt die Leistungen der "Staatsmänner" Roosevelt und Churchill 
ebenfalls später sehr negativ (x025/136): >>In ihren Ländern werden Churchill und Roosevelt 
als Verkörperung staatsmännischer Weisheit verehrt. Uns hingegen, den Teilnehmern der rus-
sischen Gefängnisdebatten, offenbarte sich mit frappierender Deutlichkeit ihre notorische 
Kurzsichtigkeit, ja Dummheit.<< 
12.12.1943 
Die tschechische Exilregierung (Benesch) schließt am 12. Dezember 1943 mit der UdSSR 
einen Freundschafts- und Beistandspakt (x004/49).  
Dieser Pakt regelt auch die Besetzung der Tschechoslowakei durch die Rote Armee und die 
tschechisch-sowjetischen Beziehungen für die Zeit nach dem Kriegsende. Mit diesem Vertrag 
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wird die kommunistische Ostorientierung der Tschechen abgeschlossen und die jahrzehnte-
lange Unterordnung der Tschechoslowakei besiegelt.  
Während der Vertragsverhandlungen unterhalten sich Dr. Benesch und der sowjetische Au-
ßenminister Molotow auch ausführlich über das "sudetendeutsche Problem". Dr. Benesch er-
klärt im Verlauf dieser Unterhaltung, daß die CSR eine Totalaustreibung, wenigstens aber die 
Vertreibung von 2/3 der sudetendeutschen Volksgruppe durchsetzen will (x020/63). 
15.12.1943 
Premierminister Churchill berichtet am 15. Dezember 1943 vor dem britischen Unterhaus 
über die geplante "Umsiedlung" der Ost- und Volksdeutschen (x149/108): >>... (Wir befür-
worten die) völlige Vertreibung der Deutschen aus den Gebieten, die Polen im Westen und 
Norden gewinnt, denn die Vertreibung ist, soweit wir in der Lage sind, es zu überschauen, das 
befriedigendste und dauerhafteste Mittel. Es wird keine Mischung der Bevölkerung geben, 
wodurch endlose Unannehmlichkeiten entstehen, wie z.B. im Falle Elsaß-Lothringen.  
Reiner Tisch wird gemacht werden. Mich beunruhigt die Aussicht des Bevölkerungsaustau-
sches ebensowenig wie die großen Umsiedlungen, die unter modernen Bedingungen viel 
leichter möglich sind als je zuvor.<< 
Anfang 1944 
Das britische Foreign Office berichtet (x020/57): >>In den von sowjetischen Truppen besetz-
ten Gebieten dürften die Deutschen einer unerfreulichen Zeit entgegengehen, was das Problem 
der Umsiedlung insofern aber vereinfachen könne, als sehr viele fliehen, die Vertreibungsge-
biete also freiwillig verlassen würden.<< 
22.01.1944  
Churchill informiert Stanislaw Mikolajczyk (Ministerpräsident der antikommunistischen pol-
nischen Exilregierung) über die Ergebnisse der Konferenz von Teheran (x039/227): >>Im 
Westen werden 7 Millionen Deutsche, die zwischen der deutsch-polnischen Grenze und der 
Oder leben, in das "eigentliche Deutschland" ausgewiesen.<< 
03.02.1944   
Dr. Benesch erläutert am 3. Februar 1944 vor dem britischen Staatsrat in London den tsche-
chischen "Zehn-Punkte-Plan". 
In diesen "Richtlinien für die Ausweisung der deutschen Bevölkerung aus der wiedererrichte-
ten Tschechoslowakei" heißt es (x004/181-182): >>1. Angenommen wird der durch die Ge-
setze des Deutschen Reiches bestimmte Grundsatz, daß alle Deutschen in der CSR Reichs-
bürger sind. ...  
2. Festgelegt wird der Grundsatz, daß bis spätestens in 5 Jahren diejenigen, die die Entschei-
dung der CSR erhalten, daß sie das tschechoslowakische Territorium verlassen sollen, dies 
tun.  
Es wird bestimmt werden, welche Menge und welche Art von Eigentum sie mitnehmen kön-
nen. Für alles andere erhalten sie vom tschechoslowakischen Staat eine Bestätigung und die 
Tschechoslowakei wird dieses Vermögen zur Bezahlung der Reparationen von seiten 
Deutschlands für die in der CSR verursachten Schäden benützen. ...  
3. Festgelegt wird der Grundsatz, daß es in der Tschechoslowakischen Republik keine Ge-
meinde geben darf, die nicht wenigstens 67 % Bevölkerung tschechischer, slowakischer, kar-
patorussischer (ukrainischer) Nationalität hätte. ...  
4. Der Staat wird der tschechoslowakische Nationalstaat sein. Die Minderheitsbürger werden 
alle individuellen demokratischen Bürgerrechte haben, sie werden jedoch gesetzlich nicht als 
ein nationales und politisches Kollektivum gelten. Vom Staate unterhaltene Schulen werden 
nur tschechoslowakisch und (ukrainisch) sein. ... Im übrigen wird es überall eine volle demo-
kratische Toleranz und Übereinstimmung geben. ...  
5. Es wird ein detaillierter Plan des Transfers in politischer, wirtschaftlicher, technischer und 
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finanzieller Hinsicht ausgearbeitet werden. ...  
Das Hauptgros des Transfers soll innerhalb von 2 Jahren durchgeführt werden. Der wirtschaft-
liche Grundsatz des Transfers soll sein, daß das gesamte Inventar von Industrieunternehmen, 
Gewerbebetrieben und landwirtschaftlichen Besitzen an Ort und Stelle bleibt und daß bis zu 
deren Übernahme die bisherigen Eigentümer und Verwalter für deren Zustand haften. Wie 
angeführt, wird das übernommene Eigentum der ausgesiedelten Deutschen und Ungarn als 
Reparation betrachtet und Deutschland und Ungarn gutgeschrieben.  
6. Gleich in den ersten Monaten nach Deutschlands Fall werden (soweit sie nicht zwecks Be-
strafung in der Republik festgehalten werden) bestimmte Kategorien von Bürgern deutscher 
Nationalität, die es wegen ihres Verhaltens und Vorgehens verdienen, aus der Republik aus-
gewiesen:  
a) alle ehemaligen Bürger der CSR, die Mitglieder der Gestapo, der SS-Formationen, der 
deutschen Polizei waren, und alle Beamten deutscher Nationalität, ... die sich offensichtlich 
auf die Seite des neuen Regimes schlugen.  
b) Henlein-Funktionäre in der ganzen Republik, Ordner, Hitlerjugend, führende Funktionäre 
aller Organisationen der Partei (Turner usw.). 
c) Diejenigen, die in uniformierten Verbänden an den Fronten und auch im Hinterland des 
Krieges dienten ...  
d) Lehrer, Professoren, Mitglieder nazistischer Studentenorganisationen, Juristen, Ingenieure 
...  
e) Alle Deutschen, die aus der Besetzung der Tschechoslowakei wirtschaftlich und finanziell 
für sich einen Nutzen gezogen haben oder dies versucht haben. ...<< 
Dr. Benesch (Chef der tschechischen Exilregierung) kündigt am 3. Februar 1944 auch Gewalt-
taten an (x004/51): >>... Der Umsturz in der CSR muß gewaltsam, muß eine gewaltige Volks-
abrechnung mit den Deutschen und den faschistischen Gewalttätern, ein blutiger, unbarmher-
ziger Kampf sein.<<  
22.02.1944  
Churchill informiert das britische Unterhaus (x039/227): >>... daß Polen im Norden und We-
sten zu Lasten Deutschlands Kompensationen erhalten werde, daß die Atlantik-Charta auf 
Deutschland keine Anwendung findet und daher Gebietsübertragungen und Grenzberichti-
gungen zu Lasten des Feindeslandes zulässig sind.<< 
23.02.1944 
Anthony Eden erklärt in einer Rede vor dem britischen Unterhaus (x028/248): >>Gewisse 
Teile der Atlantik-Charta beziehen sich sowohl auf Sieger als auch Besiegte, so z.B. Artikel 
vier. Wir können aber nicht zugeben, daß Deutschland von Rechts wegen Anspruch darauf 
erheben kann, daß irgendein Teil der Charta auf Deutschland Anwendung finde.<< 
08.03.1944  
Der Earl of Mansfield und weitere Redner warnen während der britischen Oberhausdebatte 
vor übereilten Massendeportationen (x028/109): >>Wenn die Umsiedlung von Griechen und 
Türken ungefähr 6 Jahre dauerte, kann es durchaus sein, daß die Umsiedlung der Deutschen 
20 Jahre oder noch länger in Anspruch nehmen wird. Es ist jedenfalls eine Angelegenheit, die 
nicht übereilt werden darf.<<  
Ferner wird der ehemalige britische Außenminister Lord Curzon zitiert (x028/34): >>Gewalt-
same Bevölkerungsumsiedlungen sind durch und durch schlechte, verwerfliche Lösungen, für 
welche die Welt in den nächsten 100 Jahren schwer büßen wird.<< 
23.03.1944   
US-Außenminister Cordell Hull weist nochmals ausdrücklich darauf hin, daß die Atlantik-
Charta auch für Deutschland Anwendung finden soll (x063/596). 
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24.05.1944  
Churchill erklärt vor dem britischen Unterhaus (x028/61,248): >>Es ist keine Rede davon, 
daß sich Deutschland auf irgendwelche Garantien gegen territoriale Veränderungen berufen 
könnte, falls es den Anschein hat, daß solche Veränderungen den Frieden in Europa sicherer 
und dauerhafter machen. ...<< 
>>... Die Atlantik-Charta bindet uns in keiner Weise hinsichtlich der Zukunft Deutschlands, 
noch stellt sie ein Geschäft oder einen Kontrakt mit unseren Feinden dar.<< 
18.07.1944 
Ein Ausschuß des US-Außenministeriums formuliert "Empfehlungen und Nachkriegspro-
gramme" (x150/6): >>Die Vereinigten Staaten erkennen an, daß die Behandlung von Minder-
heiten in der Tschechoslowakei in erster Linie ein internes Problem ist; sie verfolgen aber mit 
Interesses die Pläne der tschechoslowakischen Regierung, eine stabilere Situation bezüglich 
ihrer Minderheiten zu schaffen.<< 
22.07.1944  
Am 22. Juli 1944 veröffentlicht das kommunistische Lubliner Komitee das "Manifest der Na-
tionalen Befreiung" (x003/1-7): >>An das polnische Volk! ...  
Brüder!  
Die Stunde der Befreiung hat geschlagen. Die polnische Armee hat an der Seite der Roten 
Armee den Bug überschritten. ... Über dem gequälten Polen wehen wieder weiß-rote Fahnen.  
Das polnische Volk grüßt die Soldaten der Volksarmee, die sich mit den Soldaten der Polni-
schen Armee in der UdSSR vereint haben. ...  
Durch ganz Polen geht ihr Marsch, um Rache an den Deutschen zu üben, solange bis die pol-
nischen Fahnen in den Straßen der Hauptstadt des dreisten Preußentums, in den Straßen Ber-
lins gehißt werden. ... 
Der vom kämpfenden Volk berufene Landes-Nationalrat ist die einzige legale Staatsgewalt in 
Polen. 
Die "Regierung" der Emigration in London und ihre Delegatur in Polen sind usurpatorische, 
betrügerische Mächte und vollkommen illegal. Sie stützen sich auf die widerrechtliche faschi-
stische Verfassung von April 1935. ... 
Die Stunde ist gekommen um die Leiden und Qualen, die verbrannten Dörfer und vernichteten 
Städte, die zerstörten Kirchen und Schulen, die Treibjagden auf Menschen, die Lager und Er-
schießungen, Auschwitz, Majdanek, Treblinka und die Vernichtung des Gettos, an den Deut-
schen zu vergelten. ...  
Brüder! ...  
Die Rote Armee ist als Befreiungsarmee in Polen einmarschiert. ... 
Ergreift die Waffen! Schlagt die Deutschen, wo immer ihr sie trefft! ... Erteilt den polnischen 
und sowjetischen Soldaten Auskünfte und helft ihnen! ...  
Auf zum Kampf um die Freiheit Polens, um die Rückkehr des alten polnischen Pommern und 
des Oppelner Schlesiens zum Mutterland, um Ostpreußen und einen breiten Zugang zum 
Meer, um polnische Grenzpfähle an der Oder! ...  
Aufgabe der unabhängigen polnischen Gerichte wird es sein, eine rasche Rechtspflege zu ga-
rantieren. Kein deutscher Kriegsverbrecher, kein Volksverräter darf der Strafe entgehen! ... 
Das Polnische Komitee der Nationalen Befreiung verspricht zu Beginn des Wiederaufbaus des 
polnischen Staates die Wiedereinführung aller demokratischen Freiheiten, der Gleichheit aller 
Bürger ohne Rücksicht auf Rasse, Konfession und Nationalität, der Freiheit politischer und 
beruflicher Organisationen, der Presse und des Gewissens. Die demokratischen Freiheiten 
dürfen jedoch nicht den Feinden der Demokratie dienen. Faschistische und antinationale Or-
ganisationen werden daher mit der ganzen Schärfe des Rechts ausgerottet. 
... Die deutschen Vermögen werden konfisziert. Den bestialisch vom Okkupanten verfolgten 
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Juden werden der Wiederaufbau ihrer Existenz sowie rechtliche und tatsächliche Gleichbe-
rechtigung zugesichert. ... 
Um den Wiederaufbau des Landes zu beschleunigen und den uralten Drang der polnischen 
Landbevölkerung zum Eigentum an Grund und Boden zu befriedigen, wird das Polnische 
Komitee der Nationalen Befreiung in den bereits befreiten Gebieten sofort mit der Durchfüh-
rung einer umfassenden Bodenreform beginnen. ... 
Die Befreiung Polens, der Wiederaufbau des Staates, die siegreiche Beendigung des Krieges, 
die Erringung eines für Polen würdigen Platzes in der Welt, der Beginn des Wiederaufbaus 
des zerstörten Landes - dies sind unsere Hauptaufgaben.  
Brüder!  
Das polnische Komitee der Nationalen Befreiung ruft auf: Alles für die schnellste Befreiung 
des Landes und die Vernichtung der Deutschen! ... 
Auf zum Kampf! Ergreift die Waffen! 
Es lebe das vereinte um Polens Freiheit kämpfende Polnische Heer! Es lebe die Polen Befrei-
ung bringende verbündete Rote Armee! Es leben unsere großen Verbündeten - die Sowjetuni-
on, Großbritannien und die Vereinigten Staaten von Nordamerika! 
Es lebe die nationale Freiheit! 
... Es lebe das freie, starke, unabhängige, souveräne und demokratische Polen!<<  
Der 22. Juli wird später polnischer Nationalfeiertag! 
 


